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Regionale Aspekte der 
Berufsbildungsreform in Rußland 

Die sozioökonomischen Änderun­
gen in Rußland haben wichtige ln­
novationsprozesse in der Berufsbil­
dung verursacht. Die Dezentralisa­
tion des Berufsbildungssystems 
zwingt die Verwaltung, nach Mit­
teln und Wegen zur Modernisie­
rung des gesamten Berufsbil­
dungswesens, insbesondere in der 
Leitung der Berufsbildung sowie in 
Inhalt und Methode der Ausbil­
dung, zu suchen. 
Der Beitrag behandelt die für die 
Berufsbildung wichtigsten sozio­
ökonomischen Veränderungen im 
Swerdlowsker Gebiet, einer der am 
stärksten industriell entwickelten 
Region im Ural. Die Ergebnisse be­
ruhen auf einer Analyse der Wirk­
samkeit der eingeführten Neue­
rungen. 

Sozioökonomischer Wandel 
zwingt zu Modernisierung der 
Berufsbildung 

Das Berufsbildungssystem der Region ist 

hauptsächlich am Arbeitskräftebedarf der 

Bergbaubetriebe sowie riesiger Verarbei­

tungskombinate und Rüstungsbetriebe ausge­

richtet. Das regionale Berufsbildungsnetz 

umfaßt 152 beruflich-technische Schulen, in 

denen 66 000 Auszubildende in 186 Berufen 

ausgebildet werden. 75 Prozent aller Bil­

dungseinrichtungen bilden Arbeitskräfte für 

industrielle Betriebe aus. 

Die in Rußland verlaufenden Reformen üben 

einen erheblichen Einfluß auf die Entwick­

lung der primären und sekundären Berufsbil­

dung aus. Der Übergang zur Marktwirt­

schaft wird durch den Rückgang der indu­

striellen Produktion, die Umwandlung und 

Dezentralisation riesiger Betriebe begleitet. 

Dies hat zur Folge, daß der Bedarf an Absol­

venten der beruflich-technischen Schulen in 

den Fachrichtungen Metallbearbeitung, Ma­

schinenbau, Transport- und Bauwesen ab­

nimmt. 1991 kamen noch 78 Prozent aller 

Absolventen aus diesen Berufen, 1992 waren 

es nur noch 62 Prozent. 

Dieser Rückgang hat vor allem die finanzielle 

und materielle Unterstützung, die der Berufs­

bildung von Betrieben im Schwer- und Trans­

portmaschinenbau, Bauwesen und in der 

Metallurgie gewährt wird, nachträglich beein­

flußt. Insbesondere haben die materiellen 

Grundlagen der beruflich-technischen Schu1en 

gelitten: die Anzahl der Arbeitsplätze für Aus­

zubildende in den Betrieben hat sich vermin­

dert, und es sind Schwierigkeiten in der Orga­

nisation des Betriebspraktikums entstanden. 

Die Privatisierung von Großbetrieben, die 

schnelle Entwicklung von Klein- und Mittel­

betrieben und die Umgestaltung der Wirt­

schaft haben gleichzeitig zu einer Erweite­

rung des Dienstleistungsbereiches und des 

Handels geführt. Der Bedarf an hochqualifi­

zierten Arbeitskräften für diese Zweige 

nimmt in den letzten Jahren stetig zu. Das­

selbe betrifft Arbeitskräfte im Bereich mo­

derner Bürotechnik, EDV und anderer kom­

plizierter elektronischer Ausrüstungen . 
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Marktwirtschaft erfordert 
auch Marketingstrategien für 
die Berufsbildung 

Die starre Ausrichtung der Berufsbildung an 

der industriellen Produktion kann nur über­

wunden werden, wenn Qualifikationen ange­

boten werden, die für die Region attraktiv 

sind und die die Wettbewerbsfahigkeit der 

Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt erhö­

hen. Als "Nachfrager" des Berufsbildungs­

angebots können einzelne Betriebe und Wirt­

schaftszweige hervortreten, die auch die Be­

rufsbildung bezahlen und materiell unterstüt­

zen. Die von den nachfragenden Betrieben 

abhängigen Berufsschulen müssen daher ein 

an den Qualifizierungsbedürfnissen der Be­

völkerung ausgerichtetes Leistungsangebot 

erstellen. 

Diese Überlegungen führten dazu, das Be­

rufsbildungsangebot im Swerdlowsker Ge­

biet zu untersuchen. Es wurde ein Verzeich­

nis der Berufe und Fachrichtungen erarbeitet 

und nach folgenden Merkmalen gruppiert: 

• Verbreitung des Berufes 

• Anzahl der erforderlichen Ausbildungs­

plätze 

• Ausbildungszeiten 

• alte und neue Ausbildungsinhalte bzw. 

-methoden 

• Ausbildungskosten in der Region. 

Die durchgeführte Analyse ergab, daß sich 

das Profil der Berufsschulen grundsätzlich 

geändert hat. Während in den 70er Jahren 

die Berufsschulen stark an den einzelnen In­

dustriezweigen orientiert waren (z . B. Ma­

schinenbau, Metallurgie, Bauwesen) , verlie­

ren sie zur Zeit ihre Berufsgebundenheit 

Um die Nachfrage nach neuen Berufen 

decken zu können , soll eine Berufsschule, 

die früher nur Maschinenbauarbeiter wie 

z. B. Maschinenbediener, Elektro- und Gas­

schweißer vorbereitete, jetzt auch Buchhal­

ter, Köche u. a. ausbilden. Die Umorientie­

rung der Berufsschulen führt zwar zu zahl-

reichen Schwierigkeiten der materiell-tech­

nischen Grundlagen für die Ausbildung, ent­

spricht aber den Bedürfnissen nach Berufen 

sowohl der Schulabsolventen als auch der 

neu entstehenden Wirtschaftsstrukturen. 

Als Nachfrager des Berufsbildungsangebots 

treten neben den Absolventen der allgemein­

bildenden Schule auch der öffentliche 

Dienst, industrielle Betriebe wie auch Klein­

und Mittelbetriebe hervor. 

Regionale Verbünde der Berufs­
schulen als Form der 
Dezentralisation der Verwaltung 

Der Übergang zu Marketingstrategien in der 

Berufsbildung hat auch zu einem Umbau der 

Berufsbildungsverwaltung geführt. Die tradi­

tionelle, auf Zentralisierung und planmäßi­

ger Deckung des Fachkräftebedarfs beruhen­

de Verwaltung ist nicht imstande, den Verän­

derungen auf dem regionalen Arbeitsmarkt 

rechtzeitig nachzukommen und kann weder 

auf die Bedürfnisse der Jugend noch auf so­

zioökonomische Veränderungen adäquat rea­

gieren. 

Der Wunsch, die Verwaltung zu dezentralisie­

ren und ein flexibles Verwaltungssystem zu 

schaffen, hat zur Bildung sogenannter Be­

zirkscolleges geführt, die eine neue Form der 

Vereinigung von regional benachbarten Bil­

dungseinrichtungen darstellen. 

Der Zweck der Schaffung von Bezirkscolle­

ges besteht darin, in der Phase der Umgestal­

tung die sozioökonomischen Schwierigkeiten 

in der Zusammenarbeit zu überwinden, die 

Stabilität der Bildungseinrichtungen zu erhö­

hen und verschiedene Bereiche der Berufs­

bildung zu integrieren. An der Spitze des Be­

zirkscolleges steht eine fortgeschrittene Bil­

dungseinrichtung (z. B. eine höhere Berufs­

schule oder ein technisches Lyzeum), die die 

Tätigkeiten aller beteiligten Berufsschulen 

vereinigt und koordiniert. In den Bezirkscol-

Ieges finden grundlegende, mittlere und hö­

here Berufsbildung sowie Berufsvorberei­

tung statt. 

Die Bezirkscolleges werden freiwillig ge­

gründet, um die folgenden Probleme ge­

meinsam zu lösen: 

• Sicherung des Rechtes jeder Person, eine 

hochwertige, den Staatsstandards entspre­

chende Berufsbildung zu erlangen; 

• Durchführung vom pädagogischen Mar­

keting, darunter die Untersuchung des Mark­

tes der Bildungsleistungen, Koordinierung 

der Vorbereitung von Fachleuten, Aufbau so­

zial wissenschaftlicher Einrichtungen zur 

Untersuchung der beruflichen Interessen der 

Jugendlichen sowie des Arbeitskräftebedar­

fes; 

• Integration der Betriebe, die Plätze für 

Betriebspraktika anbieten, sowie der mate­

riellen Ressourcen, der externen Haushalts­

mittel zur Organisation einer gemeinsamen 

pädagogisch zweckmäßigen kommerziellen 

Tätigkeit; 

• Vereinigung der Bemühungen zur Schaf­

fung von wissenschaftlich-methodischen Zen­

tren, Berufsberatungszentren, Attestierungs­

und Prüfungskommissionen; 

• Schaffung der Voraussetzungen für mehr­

stufige und kontinuierliche Weiterbildung, 

Organisation von Ausbildungszentren zur 

Erlangung der mittleren Fachbildung und 

Hochschulbildung. Die Berufsbildungspro­

gramme der Grundschul-, mittleren und 

Hochschulbildung in verwandten Berufen 

werden derart abgestimmt, daß der Absol­

vent einer Berufsbildungsstufe die höheren 

Studienjahre der nächsten Stufe antreten 

kann; 

• Überwindung der finanziellen und mate­

riellen Abhängigkeit von den Betrieben, die 

selbst in einer kritischen Lage sind und den 

Berufsbildungseinrichtungen keine Unter­

stützung und Hilfe leisten können. 

Im Swerdlowsker Gebiet wurden zwölf Be­

zirkscolleges geschaffen, die 130 Bildungs­

einrichtungen mit insgesamt 185 Bildungsbe­

rufen vereinigen. Die Leitungen der Berufs-
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schulen sind der Meinung, daß sich durch 

den Aufbau der Bezirkscolleges die negati­

ven sozioökonomischen Folgen der Refor­

men überwinden lassen und daß dadurch 

Voraussetzungen für eine breite, mobile und 

kontinuierliche Berufsbildung in Überein­

stimmung mit den regionalen Besonderhei­

ten geschaffen werden können. 

Der Inhalt des Unterrichtes 
soll auf neuen Prinzipien ruhen 

Der Rückgang der industriellen Produktion 

in der Swerdlowsker Region hatte zur Folge, 

daß hochqualifizierte Fachkräfte auf dem 

Arbeitsmarkt freigeworden sind. Da auch 

Betriebe weiterhin spezialisierte Arbeitskräf­

te in eigenen technischen Ausbildungsabtei­

lungen, Lehr- und Produktionszentren aus­

bilden, ist auf dem Arbeitsmarkt eine Kon­

kurrenz zwischen den erfahrenen Arbeitern 

und den Absolventen der Berufsschulen ent­

standen. 

Um die Wettbewerbsfähigkeit der in den Be­

trieben ausgebildeten Fachkräfte zu steigern, 

wird in der Region ein qualitativ neuer Inhalt 

der Berufsbildung entwickelt. Grundlage da­

für ist das technologische Prinzip der Berufs­

ausbildung, durch das die technischen und 

technologischen Gemeinsamkeiten einzelner 

Berufe zusammengefußt werden. Jede Be­

rufsgruppe baut auf einem allgemein berufli­

chen, invarianten Ausbildungsblock auf, dar­

auf folgt die Ausbildung im technologischen 

und mechanischen Block und in der dritten 

Stufe die Spezialisierung. 

Die Umstellung auf die neuen Ausbildungs­

inhalte erfordert auch, daß die höheren Be­

rufsschulen und technischen Lyzeen prinzi­

piell neue Lehrpläne und -programme ent­

wickeln, um den technologischen Stand der 

Betriebe und die wirtschaftlichen Besonder­

heiten der Region im höchstmöglichen Maß 

zu berücksichtigen. 

Durch das technologische Forrnierungsprin­

zip der Berufsinhalte können sozial mobile 

Arbeiter mit einem breiten Qualifikations-

Spektrum auf einem qualitativ neuen Stand 

ausgebildet werden und das Berufsbildungs­

angebot insgesamt erweitert werden. 

Stimulieren der Innovations­
tätigkeit der Berufsschulen 

Die Entwicklungsprogramme der berufsbil­

denden Einrichtungen tragen zur gründli­

chen Erneuerung und Weiterentwicklung der 

Berufsbildung im Swerdlowsker Gebiet bei. 

Den Leitungen der im Swerdlowsker Gebiet 

befindlichen Berufsschulen wurde ein Kon­

zept zur Erarbeitung der Entwicklungspro­

gramme angeboten, das die Forschung nach 

eigener Entwicklungskonzeption, die Erar­

beitung der Leitungsstruktur und die tinan­

zieHe und materieB-technische Ausstattung 

des Programms einschließt. Ab November 

1992 soiien die bisher erarbeiteten Program­

me zur materieB-technischen Basis und zum 

Bildungspersonal der Berufsschulen vor ei­

ner Expertenkommission verteidigt werden. 

Der Wunsch, die erarbeiteten Entwicklungs­

programme erfolgreich zu verteidigen, hat 

die ingenieur-pädagogischen Mitarbeiter der 

Berufsschulen dazu angeregt, intensiv nach 

Innovationen auf dem Gebiet des Unterrichts­

inhaltes und der Unterrichtstechnologie zu 

suchen. Die durch das Russische Bildungs­

gesetz erhobene Kontinuität der Bildungs­

programme hat zur Schaffung von neuen 

Berufsbildungskomplexen "Berufsschule -

Technikum" geführt: Die Berufspädagogi­

sche Universität in Jekaterinburg erarbeitet 

das Projekt eines Berufsbildungs- und For­

schungszentrums "Berufsschule - Techni­

kum - Hochschule", in einer der besten Be­

rufsschulen im Swerdlowsker Gebiet ist eine 

prinzipiell neue Bildungseinrichtung, das 

"Institut für höhere Arbeiterbildung", ge­

schaffen worden. 

Die Beratungen vor der Expertenkommis­

sion haben Nachteile in der Realisierung der 

Marketingstrategie sichtbar gemacht, insbe­

sondere wird die tinanzieHe Versorgung der 

Entwicklungsprogramme als unzureichend 

44 

\ 
BWP 23/1994/5 • Europa 

betrachtet. Außerdem erscheint es als ver­

früht, mittlere beruflich-technische Schulen 

in höhere oder technische Lyzeen umzuwan­

deln. Die Verteidigung der Entwicklungspro­

gramme hat auch positive Veränderungen im 

Berufsbildungssystem hervorgehoben. Zu 

den Änderungserfolgen zählen die Schaffung 

von Ausbildungszentren für Kunstgewerbe­

berufe wie Steinschneider, Kunsttischler, 

Volkskunstmaler usw. sowie tiefgreifende 

Veränderungen der Unterrichtstechnologie 

und Unterrichtsformen wie integrativer und 

binärer Unterricht. 

Zur Bedeutung der 
Qualifikation des Bildungs­
personals 

Das Russische Bildungsgesetz sieht Qualifi­

kationsnachweise des pädagogischen Perso­

nals vor. Die wichtigsten normativ-rechtli­

chen und organisatorischen Grundlagen der 

sog. Attestation sind durch das Ministerium 

für Bildungswesen festgelegt. Die Aufgabe 

der AUestation besteht darin, dem Bildungs­

personal Qualifikationsnachweise in Über­

einstimmung mit ihrem beruflichen Stand zu 

erteilen. Für die in der Berufsbildung tätigen 

Lehrer und Meister sind vier Kategorien 

festgelegt: höchste, erste, zweite und dritte 

Kategorie. 

Der Inhalt, die Prozedur und die Methodik 

der Attestation werden durch die örtlichen 

Verwaltungen für Bildungswesen festgelegt. 

Im Swerdlowsker Gebiet wurden die Metho­

dik der AUestation vom Unterrichtspersonal 

der Berufsschulen versuchsweise erprobt. 

Die AUestation verläuft in drei Stufen: 

• Die erste Stufe umfaßt die Beurteilung der 

praktischen Berufstätigkeit, die Befragung der 

Auszubildenden, die Begutachtung der Berufs­

eignung und eine standardisierte Beurteilung 

der Unterrichtsstunde. Die Ergebnisse werden 

einer Expertenkommission vorgelegt. 

• Die zweite Stufe steilt eine Qualifikations­

prüfung dar, die für Berufsschullehrer aus 



Examina in Pädagogik, Psychologie, Didak­

tik und Unterrichtsfach besteht. Das Examen 

in Didaktik darf durch Verteidigung eines 

wissenschaftlich-methodischen Projektes er­

setzt werden. Die zweite Auestationsstufe 

läßt somit die berufspädagogische Kompe­

tenz der Ausbilder beurteilen. 

• Als dritte Stufe werden die Ergebnisse 

der ersten zwei Stufen von der Expertenkom­

mission erörtert, wonach dem Pädagogen die 

Qualifizierungskategorie für zunächst fünf 

Jahre verliehen wird. 

Die Einführung der Attestation von leitenden 

und pädagogischen Mitarbeitern hat zum 

Umbau des gesamten Systems der Weiterbil­

dung des Bildungspersonals geführt. 

Anstelle einer 
Zusammenfassung 

Der Einfluß der in Rußland verlaufenden so­

zioökonomischen Veränderungen auf die Be­

rufsbildung kann noch nicht eindeutig abge­

schätzt werden. Die tiefe wirtschaftliche Kri­

se, in die staatseigene Betriebe geraten sind, 

hat die traditionellen Bindungen zwischen 

Berufsschulen und Ausbildungsbetrieben ge­

stört. Das Bestreben, negative ökonomische 

Folgen zu überwinden, hat zur Verstärkung 

der regionalen Komponenten in der Berufs­

bildung geführt. Gleichwohl haben die De­

zentralisierung und Demokratisierung der 

Bildung Voraussetzungen für eine gemein­

same Suche nach neuen Verwaltungsformen, 

neuen Berufsschultypen, neuen Unterrichts­

inhalten und -technologien geschaffen. 

Zusammen mit dem Bildungspersonal der 

Berufsschulen nehmen die Wissenschaftler 

der Hochschulen im Swerdlowsker Gebiet an 

dieser Erneuerung teil. Der Verfasser ist an 

dieser Reform aktiv beteiligt als wissen­

schaftlicher Leiter des Projektes an einem 

der Bezirkscolleges, der Methodik zur Atte­

station von Ausbildern, des Experten- und 

Lizenzrates bei der Verwaltung für Bildungs­

wesen. 

Nachrichten 
KdBerichte 

Novellierung der 
schulischen Rahmenlehr­
pläne für die Ausbildungs­
berufe lndustriekaufmann/ 
Industriekauffrau und 
Kaufmann/Kauffrau im 
Groß- und Außenhandel 

Henrik Schwarz, 
Dietrich Krischok 

Seit Anfang 1994 werden die aus 
dem Jahre 1978 stammenden schu­
lischen Rahmenlehrpläne der Aus­
bildungsberufe Industriekaufmann I 
Industriekauffrau und Kaufmann/ 
Kauffrau im Groß- und Außenhan­
del novelliert. Für eine Überarbei­
tung der entsprechenden betrieb­
lichen Ausbildungsordnungen liegt 
der Konsens der Sozialparteien al­
lerdings noch nicht vor. 
Die Verfahren sollen etwa ein Jahr 
dauern, so daß nach optimistischen 
Schätzungen die neuen Rahmen­
lehrpläne bereits zum Schuljahr 
1995/96 vorliegen könnten. 

Schon 1989 und 1992 hatte die Länderseite 

Projektanträge zur Neuordnung der vier gro­

ßen kaufmännischen Ausbildungsberufe (In­

dustriekaufmann / Industriekauffrau, Kauf­

mann/Kauffrau im Groß- und Außenhandel, 

Bankkaufmann I Bankkauffrau und Versiche­

rungskaufmann/Versicherungskauffrau) im 

Bund-Länder-Koordinierungsausschuß "Aus­

bildungsordnungen/ Rahmenlehrpläne" ein­

gebracht. 

Bis auf den Projektantrag zum Ausbildungs­

beruf Versicherungskaufmann I Versicherungs­

kauffrau , dem der Koordinierungsausschuß 

am 19. 5. 1994 zugestimmt hat, konnte die 

Bundesseite bisher - wegen des ausstehen­

den Konsenses der Sozialparteien - den An­

trägen der Länderseite nicht zustimmen. 

Für die Ausbildungsberufe Industriekauf­

mann/Industriekauffrau und Kaufmann/Kauf­

frau im Groß- und Außenhandel hat der 

Koordinierungsausschuß schließlich in sei­

ner Sitzung am 26. 11. 1993 beschlossen, die 

schulischen Rahmenlehrpläne unabhängig 

von einer Novellierung der jeweiligen Alls­

bildungsordnung entsprechend den neuen 

Anforderungen zu überarbeiten. 

Trotz des Verzichts auf die bisher übliche 

Praxis der parallelen Erarbeitung von Aus­

bildungsordnung und Rahmenlehrplan betont 

der Koordinierungsausschuß, daß am Ge­

meinsamen Ergebnisprotokoll von 1972, das 

die Abstimmung von Ausbildungsordnungen 

und Rahmenlehrplänen im Bereich der be­

ruflichen Bildung zwischen Bund und Län­

dern regelt, festgehalten werden soll. 

Entsprechend wurde das Bundesinstitut für 

Berufsbildung durch das Bundesministerium 

für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium für Bildung und Wissen­

schaft unter Hinweis, daß die Bundesseite in 

den Sitzungen der Rahmenlehrplan-Aus­

schüsse ebenfalls vertreten ist, angewiesen, 

die Überarbeitung der Rahmenlehrpläne zu 

begleiten. 

Das Bundesinstitut hat daraufhin die Sozial­

parteien um die Benennung von "Ansprech­

partnern" zur Begleitung der Arbeit der Rah­

menlehrplanausschüsse gebeten. Während 

die Arbeitgeberseite dieser Bitte nachgekom­

men ist, haben Vertreter der Gewerkschafts­

seite eine Beteiligung abgelehnt. Nach ihrer 

Einschätzung macht dieses jetzt beschlosse-
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